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Kleine Anfrage

 der Abgeordneten Angelika Beer und Wolfgang Dudda (PIRATEN)  

und

Antwort

der Landesregierung -      

Auswirkungen der Änderungen am  Asylbewerberleitstungsgesetz

Wir  fragen  die Landesregierung:

1. Wie viele Personen werden bei Umsetzung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes und des Sozialgerichtsgeset-
zes (BTDrs. 18/2592) und der angestrebten Änderung des Bundesrates (BR-
Drs. 513/1/14 - Ausschussempfehlung) in Schleswig-Holstein in den Aufga-
benbereich der Jobcenter und Träger der Sozialhilfe kommen? Es wird darum 
gebeten, die Angaben jeweils zu der vom Bundestag beschlossenen wie auch 
zu der vom Bundesrat angestrebten Regelung zu machen. Hierbei ist nach 
Rechtsgründen der Überführung vom Asylbewerberleistungsrecht zum SGB II,
SGB XII zu differenzieren und nach Kreisen aufzugliedern.

2. Welche Anforderungen werden an die zukünftigen Träger der Sozialleistungen
für diese Personen in qualitativer Hinsicht zu stellen sein, um ihrer Situation 
gerecht zu werden?

3. Hält die Landesregierung den im SGB II verankerten Betreuungsschlüssel von
150:1 bei Flüchtlingen und Asylbewerbern in Anbetracht der gesteigerten An-
forderungen in der Beratung und Unterstützung für angemessen?

4. Welche Informationen hat die Landesregierung über die personellen, fachli-
chen und finanziellen Kapazitäten der zukünftig zuständigen Träger der Sozi-
alleistungen zur Bewältigung der zusätzlichen Aufgaben? Wie wurden diese 



ermittelt, sofern keine eigene Ermittlung durch das Land stattgefunden hat, 
welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über Ermittlungen durch den 
Bund?

5. Haben die zukünftigen Träger der Sozialleistungen hinreichend personelle Ka-
pazitäten, um die zu erwartenden Mehrbelastungen zu kompensieren? Es 
wird darum gebeten eine Darstellung der personellen Kapazitäten sowie deren
Auslastung beizufügen.

6. Welche weiteren Ausgaben kommen durch die geänderten Zuständigkeiten 
auf die Träger der Sozialleistungen voraussichtlich zu? In wie weit werden die-
se durch das Land oder den Bund kompensiert? Insoweit auf die Träger Kos-
tenentlastungen im Asylbewerberleistungsbereich zukommen, wird darum ge-
beten, diese den zu erwartenden Ausgaben gegenüber zu stellen.

7. War die Landesregierung bei der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs der Bun-
desregierung beteiligt (z.B. über eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe)? Wenn ja, 
welche Positionen hat sie hierbei vertreten? In wie weit wurden die Kommu-
nen beteiligt?
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